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Staatsrat legt neues Sozialhilfegesetz vor
Mehr Unterstützung bei Aus- und Weiterbildungen, eine Einschränkung bei der Rückerstattung der Sozialhilfe, die Zusammenlegung
von Sozialdiensten und der Einsatz eines neuen Computerprogramms: Der Kanton legt dem Parlament ein neues Sozialhilfegesetz vor.

Das neue Sozialhilfegesetz wird die Zusammenlegung der Sozialdienste auf regionaler Ebene vorantreiben. Die Stadt Freiburg kann allerdings
ihren eigenen Dienst behalten. Archivbild Charles Ellen

Jean-Michel Wirtz

FREIBURG «Unser Sozialsystem
funktioniert gut, aber es muss
sich ständig erneuern», sagte
Jean-Claude Simonet, Vorste-
her des kantonalen Sozialamts.
Er präsentierte gestern Freitag,
zusammen mit Staatsrat Phi-
lippe Demierre (SVP), den Ent-
wurf füx ein revidiertes Sozial-
hilfegesetz.

Die Gesellschaft habe sich ge-
wandelt, so der Staatsrat. «Die
Lebensläufe verlaufen nicht
mehr so linear. Und die techno-

logische Entwicklung führt zu
neuen Anforderungen.» Ein im-
mer grösserer Teil der Gesell-
schaft laufe Gefahr, eines Tages
von der Sozialhilfe abhängig
zu sein. «Scheidung, Arbeitsun-
fähigkeit durch Krankheit,
Arbeitsplatzverlust - und alles
gerät plötzlich aus dem Gleich-
gewicht.» Um besser auf die
Entwicklung der sozialen Risi-
ken zu reagieren, gehe es nun
darum, die Sozialhilfe zu
stärken.

Ausbildung unterstützen
Der Gesetzesentwurf orien-

tiere sich an drei Schwerpunk-
ten: Stärkung der Strukturen,
Verbesserung der Instrumente
und Entwicklung einer Prä-
ventionspolitik. «Die Reaktio-
nen in der Vernehmlassung
bestätigten diese Schwerpunk-
te», unterstrich Jean-Claude
Simonet.

Im Bereich Prävention will
der Kanton die Aus- und Wei-
terbildung von Sozialhilfebe-
ziehenden unterstützen .und

rvice des
atelles
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die Personen so nachhaltig in
den Arbeitsmarkt integrieren.
Gemäss der Botschaft zur Ge-
setzesreform erlaubte die So-
zialhilfe bisher nur eine Grund-
ausbildung und eine rasche
Annahme einer Arbeitsstelle.
Der Vorsteher des Sozialamts
erinnerte daran, dass rund
60 Prozent der Freiburger
Sozialhilfebeziehenden keinen
Berufsbildungsabschluss be-
sitzen.

Weiter will der Kanton die
Rückerstattungspflicht der. So-
zialhilfe einschränken (siehe
Kasten). Auch plant er, periodi-
sche Aktionspläne mit geziel-
ten Massnahmen zu spezifi-
schen Problemfeldern fest7ule-
gen. Diese Pläne sollen aul den
regelmässigen Berichten über
die soziale Situation und die
Armut im Kanton beruhen.

Ein Sozialdienst pro Bezirk
Bei der Stärkung der Struk-

turen geht es vor allem um ad-
ministrative Inhalte. Der
Staatsrat plant, die heutige
Zahl von 21 regionalen Sozial-
diensten, die auf dem Kantons-
gebiet aktiv sind, weiter zu re-
duzieren. In Zukunft soll es in
jedem Bezirk nur noch einen
einzigen regionalen Sozial-

dienst und eine Sozialkommis-
sion geben. Die Gemeindever-
bände dürfen allerdings lokale
Zweigstellen vorsehen, um die
Nähe zu den Sozialhilfebezie-
henden sicherzustellen. Eigene
Sozialdienste sind nur noch für
Gemeinden mit mehr als
25 000 Einwohnerinnen und
Einwohnern vorgesehen - also
Freiburg und Bulle.

Das Gesetz sieht neu eine
Konferenz der Präsidentinnen
und Präsidenten der Sozial-
kommissionen sowie eine Kon-
ferenz der Leiterinnen und Lei-
ter der regionalen Sozialdiens-
te vor. Diese sollen eine re-
gionsübergreifende Harmoni-
sierung der Anwendung der So-
zialhilfe, einen einfacheren In-
formationsfluss und eine An-
passung von Abläufen ermögli-
chen. Des Weiteren sieht das
Gesetz eine genauere Defini-
tion der Regeln für die Einrei-
chung. des Hilfsgesuchs bis
zum Abschluss eines Dossiers
vor.

Als Verbesserung der Instru-
mente führt der Kanton unter
anderem die Regelung für die
Bemessung der materiellen
Grundsicherung auf. Auch die
Kriterien für Sanktionen und
die Rechte und Pflichten der

Rückzahlung

Arbeiten soll attraktiver
werden als Sozialhilfe

Was andere Kantone be-
reits eingeführt haben,

will nun auch Freiburg ma-
chen: Nach Wiederaufnahme
einer Erwerbstätigkeit sollen
Personen ihre erhaltene Sozial-
hilfe nicht mehr systematisch
zurückzahlen müssen. Die
Rückerstattung könnte in Zu2
kunft nur noch verlangt wer-

den, wenn ihr Jahreseinkom-
men einen bestimmten
Schwellenwert überschreitet.
Die Einzelheiten will der
Staatsrat in der Verordnung
zum Gesetz regeln. Es soll so
attraktiver werden, die Sozial-
hilfe zugunsten einer Arbeits-
stelle zu verlassen. Denn die
Rückerstattungspflicht könne

Sozialhilfebeziehenden sind
Teil des Gesetzes. «All diese
Präzisierungen dienen dem Er-
halt eines klaren Rahmens für
die Anwendung. Es geht kei-
nesfalls darum, den Zugang zu
den Leistungen zu reduzieren
oder einzuschränken», versi-
chert der Staatsrat in seiner
Botschaft. Der Kanton plant
ausserdem den Einsatz eines
neuen, einheitlichen Compu-
terprogramms. Damit möchte
er den Informationsfluss zwi-
schen den regionalen Sozial-
diensten und dem kantonalen
Sozialamt sicherstellen und die
Bearbeitung der Dossiers ver-
einfachen.

Als Nächstes wird sich der
Grosse Rat mit diesem Geset-
zesentwurf befassen. Inkraft-
treten könnten die Änderun-
gen ab 2025. Mit der Realisie-
rung der neuen, bezirksweiten
Sozialdienste rechnet das So-
zialamt fünf Jahre später.

«Die Lebensläufe
verlaufen nicht
mehr so linear.»
Philippe Demierre
Staatsrat

dazu führen, dass eine Person
mit einer neuen Arbeitsstelle
finanziell schlechter gestellt
ist, als sie es zuvor in der So-
zialhilfe war, erklärte Jean-
Claude Simonet, Vorsteher des
kantonalen Sozialamts, an der
Medienkonferenz. Die Rück-
erstattungspflicht bei Vor-
schüssen, unrechtmässig er-
haltenen Leistungen oder bei
Erlangung eines bedeutenden
Vermögens soll wie bisher be-
stehen bleiben.


